
DAS WICHTIGSTE
Informationen aus dem Steuerrecht

Der Bundestag hat das Jahressteuergesetz 2010 (JStG) am 28.10.2010 in 2. und 3. 
Lesung verabschiedet. Zu den vielen in den vergangenen Ausgaben bereits erwähn-
ten vorgesehenen Änderungen im Steuerrecht sind noch weitere hinzugekommen. 

So wird der Abzug von Betriebsausgaben oder Werbungskosten für ein häusliches Arbeitszimmer 
in Höhe von bis zu 1.250 € wieder zugelassen, wenn kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht. Die erst kürzlich vom Bundesfi nanzhof ergangene Entscheidung, wonach gesetzliche Zin-
sen, die das Finanzamt aufgrund von Einkommensteuererstattungen an den Steuerpfl ichtigen 
zahlt, nicht der Einkommensteuer unterliegen, wird durch das JStG geändert, sodass sie wieder zu 
versteuern sind. Nicht in das Gesetz aufgenommen wurde eine Verschärfung bei den strafbefrei-
enden Selbstanzeigen.

Über die einzelnen Neuregelungen informieren wir Sie in den nächsten Ausgaben bei Vorliegen 
der endgültigen Gesetzesfassung.

Betriebliche Altersversorgungen erfreuen sich großer Beliebtheit, auch weil sie steu-
erlich vorteilhaft sein können. Kommt es jedoch zur Auszahlung, stellt sich die Frage, 
ob und wenn in welchem Umfang die Leistung aus der Versicherung auch der Kran-
ken- und Pfl egeversicherung unterliegt. 

Renten der „betrieblichen Altersversorgung“ sind der Altersrente vergleichbare Einnahmen, aus 
denen Beiträge zur Kranken- und Pfl egeversicherung der Rentner abgeführt werden. Das gilt seit 
dem 1.1.2004 auch dann, wenn eine nicht regelmäßig wiederkehrende Leistung vor Eintritt des 
Versicherungsfalls vereinbart oder zugesagt worden war. 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat sich in zwei unterschiedlich gelagerten Fällen mit der 
Frage befasst, ob die Erhebung von Kranken- und Pfl egeversicherungsbeiträgen auch bei Leis-
tungen aus einer vom Arbeitgeber zugunsten des Arbeitnehmers geschlossenen Kapitallebens-
versicherung verfassungskonform ist, wenn deren Prämien teilweise vom Arbeitnehmer selbst 
entrichtet wurden. 
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In den entschiedenen Fällen hatte der jeweilige Arbeitgeber zugunsten der Arbeitnehmer eine 
Betriebsrente im Wege der Direktversicherung als Kapitallebensversicherung abgeschlossen und 
zunächst selbst die Versicherungsbeiträge an den Versicherer entrichtet. In beiden Fällen über-
nahmen die Arbeitnehmer nach ihrem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis die Prämienzahlung 
an den Versicherer. Während aber im ersten Fall der frühere Arbeitgeber Versicherungsnehmer 
blieb, übertrug im zweiten Fall der Arbeitgeber alle Rechte aus dem Versicherungsvertrag auf den 
Arbeitnehmer als neuen Versicherungsnehmer. 

Das BVerfG kam im ersten Fall zu dem Entschluss, dass es mit dem allgemeinen Gleichheits-
satz vereinbar ist, dass eine Leistung aus einer stets vom Arbeitgeber als Versicherungsnehmer 
geführten Direktversicherung der Beitragspfl icht in der gesetzlichen Krankenversicherung auch 
dann unterliegt, wenn sie nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Eigenleistungen des 
versicherten Arbeitnehmers fi nanziert worden ist. 

Im zweiten Fall hat das BVerfG dagegen festgestellt, dass die Entscheidung des Bundessozial-
gerichts gegen den allgemeinen Gleichheitssatz verstößt, soweit es auch diejenigen Kapitalleis-
tungen der Beitragspfl icht unterwirft, die auf Beiträgen beruhen, die ein Arbeitnehmer nach Be-
endigung seiner Erwerbstätigkeit auf den Lebensversicherungsvertrag unter Einrücken in die 
Stellung des Versicherungsnehmers eingezahlt hat. Denn mit der Vertragsübernahme durch den 
Arbeitnehmer ist der Kapitallebensversicherungsvertrag vollständig aus dem betrieblichen Bezug 
gelöst worden und unterscheidet sich hinsichtlich der dann noch erfolgenden Einzahlungen nicht 
mehr von anderen privaten Lebensversicherungen. Der Verstoß gegen den Gleichheitssatz ist vor-
liegend sehr intensiv, weil die Beitragsbelastung mit dem vollen Beitragssatz zur gesetzlichen 
Krankenversicherung erheblich ist.

In dieser Rubrik fassen wir für Sie zum Jahresende allgemeine und wichtige Infor-
mationen kurz zusammen, über die Sie einmal nachdenken und mit uns sprechen 
sollten.

•  Geringwertige Wirtschaftsgüter – Neuregelung bei der AfA seit 1.1.2010: Steuerpfl ich-
tige mit Gewinneinkünften mussten sogenannte geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG), die 
sie seit dem 1.1.2008 mit Netto-Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bis 150 € ange-
schafft oder hergestellt haben, sofort abschreiben. Lag der Kaufpreis darüber, aber noch un-
ter 1.000 €, mussten die Wirtschaftsgüter in einem Sammelposten zusammengefasst und 
unabhängig von der Verbleibensdauer im Unternehmen über einen Zeitraum von 5 Jahren 
gleichmäßig abgeschrieben werden. 

Nur noch die Bezieher von Überschusseinkünften (wie z. B. aus nicht selbstständiger Arbeit 
oder aus Vermietung und Verpachtung) hatten die Möglichkeit, geringwertige Wirtschaftsgü-
ter bis 410 € im Jahr der Anschaffung voll abzuschreiben. 

Das Wachstumsbeschleunigungsgesetz führt bei den Gewinneinkünften für Wirtschaftsgüter, 
die ab dem 1.1.2010 angeschafft oder hergestellt werden, eine Wahlmöglichkeit ein. 

Sofortabschreibung: Selbstständig nutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten 410 € nicht übersteigen, können im 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung voll abgeschrieben werden. Wird von dem Wahlrecht 
Gebrauch gemacht, sind GWG, die den Betrag von 150 € übersteigen, in einem laufenden 
Verzeichnis zu erfassen, es sei denn, diese Angaben sind aus der Buchführung ersichtlich. 
Entscheidet sich der Unternehmer für die Sofortabschreibung der GWG unter 410 €, gelten für 
Wirtschaftsgüter über 410 € die allgemeinen Abschreibungsregelungen.

Sammelposten: Nach wie vor besteht die Möglichkeit, GWG über 150 € und unter 1.000 € 
in einen jahresbezogenen Sammelposten einzustellen und über 5 Jahre abzuschreiben. Sie 
brauchen dann nicht in ein laufendes Verzeichnis aufgenommen werden. 
Neu ist hier, dass der Unternehmer auch Wirtschaftsgüter unter 150 € in den Sammelposten 
aufnehmen kann und nicht zwingend im Jahr der Anschaffung voll abschreiben muss.

Anmerkung: Es gilt zu beachten, dass das Wahlrecht für die Sofortabschreibung oder den 
Sammelposten für alle in einem Wirtschaftsjahr angeschafften Wirtschaftsgüter von 150 € 
bis 1.000 € nur einheitlich ausgeübt werden kann. 

•  Degressive Abschreibung läuft Ende 2010 aus: Die Bundesregierung hat die degressive Ab-
schreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens in Höhe von maximal 25 % 
ab dem 1.1.2009 wieder eingeführt. Sie kann für Wirtschaftsgüter in Anspruch genommen 
werden, die ab diesem Datum angeschafft oder hergestellt werden, und war auf zwei Jahre 
befristet. Diese Regelung läuft demnach zum Jahresende 2010 aus. 
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Der Vorteil: Die höheren Abschreibungsbeträge in den ersten Jahren verringern den zu ver-
steuernden Gewinn stärker als bei der linearen Abschreibung. Investitionen lohnen sich also 
i. d. R. besonders, weil vor allem im ersten Jahr der Anschaffung das Betriebsergebnis mit 
weniger Steuern belastet wird. In der Praxis gilt es jedoch von Fall zu Fall zu prüfen, wann und 
ob die Auswirkung der degressiven Abschreibung von Vorteil ist.

•  Sonderabschreibung für kleine und mittlere Unternehmen: Kleine und mittlere Unterneh-
men profi tieren neben der degressiven Abschreibung auch von der Sonderabschreibung von 
bis zu 20 %. Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung relevanten Betriebsvermögens-
grenzen wurden bei Bilanzierenden von 235.000 € auf 335.000 € bzw. von 125.000 € auf 
175.000 € bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft für die Jahre 2009 und 2010 ange-
hoben. Die Gewinngrenzen bei Einnahme-Überschuss-Rechnern erhöhte der Gesetzgeber von 
100.000 € auf 200.000 €. 

Der Vorteil: Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie zum Beispiel Maschinen angeschafft, 
können insgesamt neben der degressiven Abschreibung in Höhe von bis zu 25 % im Jahr 
der Anschaffung oder Herstellung sowie in den folgenden vier Wirtschaftsjahren zusätzlich 
Sonderabschreibungen in Höhe von insgesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen werden. 
Ein Unternehmer kann also im ersten Jahr der Anschaffung bis zu 45 % (bei Anschaffung im 
Januar) als Betriebsausgabe gewinnmindernd geltend machen. Er kann entscheiden, in wel-
chem Jahr er wie viel Prozent der Sonderabschreibung beanspruchen will und damit die Höhe 
des Gewinns steuern.

Bitte beachten Sie! Wird die Investition im Jahr 2011 durchgeführt, kommen wieder die nied-
rigeren Betriebsgrößenmerkmale bzw. Gewinngrenzen zum Tragen. 

•  Investitionsabzugsbetrag: Steuerpfl ichtige können für neue oder gebrauchte bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die sie anschaffen oder herstellen wollen – unter 
weiteren Voraussetzungen wie z. B. der betrieblichen Nutzung zu mindestens 90 % und Ein-
haltung bestimmter Betriebsgrößenmerkmalen (wie bei der Sonderabschreibung) – bis zu 
40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten außerbilanziell gewinn-
mindernd abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den drei Vor-
jahren 200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. 

Unterbleibt die geplante Investition oder ist die beabsichtigte Anschaffung/Herstellung und 
die später tatsächlich durchgeführte Investition nicht gleichartig, ist die Berücksichtigung 
des Investitionsabzugsbetrages in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, in dem der 
Abzug erfolgt ist. Dafür werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es entstehen Zins-
aufwendungen. 

Beispiel: Ein Unternehmer will für seinen Betrieb im Jahr 2011 eine Maschine im Wert von 
netto 50.000 € anschaffen. Hierfür kann er bereits für 2010 einen Investitionsabzugsbetrag in 
Höhe von 40 % (= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch nehmen, der sich in diesem 
Jahr auch gewinnmindernd auswirkt.

Der Unternehmer kann die Bemessungsgrundlage für die weiteren Abschreibungen und Son-
derabschreibungen auf 30.000 € vermindern, um die erforderliche außerbilanzielle Hinzu-
rechnung auszugleichen. Schafft er nunmehr im Januar des Jahres 2011 die Maschine an, 
kann er zusätzlich eine Sonderabschreibung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) gewinnmindernd 
ansetzen.

Investitionsabzugsbetrag auch für einen betrieblichen Pkw: Die Gewährung eines Investi-
tionsabzugsbetrages setzt u. a. voraus, dass der Steuerpfl ichtige beabsichtigt, das begünstig-
te Wirtschaftsgut in einer inländischen Betriebsstätte des Betriebs ausschließlich oder fast 
ausschließlich betrieblich zu nutzen (= betriebliche Nutzung zu mindestens 90 %). Des Wei-
teren muss der Steuerpfl ichtige das begünstigte Wirtschaftsgut in den beim Finanzamt ein-
zureichenden Unterlagen seiner Funktion nach benennen und die Höhe der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten angeben. Unter diesen Voraussetzungen kann der 
Investitionsabzugsbetrag auch für einen betrieblichen Pkw in Anspruch genommen werden. 
Der Nachweis der über 90%igen betrieblichen Nutzung ist über ein Fahrtenbuch zu führen.

•  Geschenke an Geschäftsfreunde: Für die gute Zusammenarbeit bedanken sich am Jahresende 
Steuerpfl ichtige bei ihren Geschäftspartnern i. d. R. mit kleinen Geschenken. Solche „Sachzu-
wendungen“ an Personen, die nicht Arbeitnehmer des Unternehmers sind – also z. B.  Kunden, 
Geschäftsfreunde usw. – dürfen als Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn die Kosten 
der Gegenstände pro Empfänger und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer (falls der Schenkende zum 
Vorsteuerabzug berechtigt ist) nicht übersteigen. Ist der Betrag höher oder werden an einen 
Empfänger im Wirtschaftsjahr mehrere Geschenke überreicht, deren Gesamtkosten 35 € über-
steigen, entfällt die steuerliche Abzugsmöglichkeit in vollem Umfang. Eine Ausnahme sind 



Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.), 
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.), 
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag

10.12.2010

Sozialversicherungsbeiträge 28.12.2010

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

seit 1.1.2010 = 0,12 %  1.7.2009 – 31.12.2009 = 0,12 %, 1.1.2009 – 30.6.2009 = 1,62 %
Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 
2005 = 100 

2010: September = 108,3; August = 108,4; Juli = 108,4; Juni =108,1; Mai = 108,0; April = 107,9; 
März = 108,0; Februar = 107,5; Januar = 107,1; 2009: Dezember = 107,8; November = 106,9
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Wirtschaft aktuell – Preisindizes

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderun-
gen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Geschenke bis 10 €. Hier geht die Finanzverwaltung davon aus, dass es sich um Streuwerbe-
artikel handelt. Hierfür entfällt auch die Aufzeichnungspfl icht der Namen der Empfänger.

Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 10.000 € im Jahr pro Empfänger mit 
einem Pauschalsteuersatz von 30 % versteuern. Er hat den Empfänger von der Steuerüber-
nahme zu unterrichten. Von dieser Regelung sind dann auch Geschenke bis zu 35 € betroffen. 

Auch wenn der Wert des Geschenkes die 35-€-Grenze übersteigt, kann der Steuerpfl ichtige 
den Wert pauschal besteuern, und zwar bis zur genannten Grenze von 10.000 € im Jahr. Der 
Aufwand stellt jedoch keine Betriebsausgabe dar!

•  Geschenke an Arbeitnehmer: Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern neben den üblichen 
Zuwendungen auch ein Geschenk z. B. zum Jahresende überreichen, so kann er eine besondere 
Pauschalbesteuerung nutzen. Geschenke an Mitarbeiter können danach bis zu einer Höhe 
von 10.000 € pro Jahr bzw. pro Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % pauschal besteuert 
werden. Sie sind allerdings sozialversicherungspfl ichtig. Der Arbeitgeber kann die Aufwen-
dungen (für seine Arbeitnehmer) als Betriebsausgaben ansetzen.

•  Weihnachtsfeier/Betriebsveranstaltung: Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern bei Be-
triebsveranstaltungen – also z. B. für eine Weihnachtsfeier – bis 110 € (kein Bargeld!) ein-
schließlich Umsatzsteuer je Veranstaltung und Arbeitnehmer steuerfrei zuwenden. Bei Über-
schreiten der Freigrenze ist der gesamte Betrag dem Lohn hinzuzurechnen und wird somit 
lohnsteuer- und sozialversicherungspfl ichtig. Die Zuwendungen können jedoch durch den 
Arbeitgeber mit 25 % pauschal versteuert werden; dann bleiben sie sozialversicherungsfrei.

•  Lohnsteuerkarte 2010 auch für 2011 aufbewahren: Die ursprünglich für das Kalenderjahr 
2011 vorgesehene Einführung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale wird auf das 
Kalenderjahr 2012 verschoben. Bitte beachten Sie deshalb, dass die Lohnsteuerkarte 2010 mit 
den eingetragenen Lohnsteuerabzugsmerkmalen auch für den Steuerabzug vom Arbeitslohn 
ab 1.1.2011 bis zur erstmaligen Anwendung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
gilt. In diesem Übergangszeitraum hat der Arbeitgeber die Lohnsteuerkarte 2010 während 
des Dienstverhältnisses aufzubewahren, er darf sie nicht vernichten! Die darauf enthaltenen 
Eintragungen (z. B. Freibeträge) gelten unabhängig vom Gültigkeitsbeginn einmalig auch für 
2011 weiter.

• Termin15.12.2010! Ggf. Verlust bescheinigung bei der Bank beantragen: In der Verlustbe-
scheinigung werden Verluste ausgewiesen, die bankseitig nicht mit den während des Kalen-
derjahres erzielten abzugspfl ichtigen Kapitalerträgen verrechnet werden konnten. Befi nden 
sich Depots und Konten bei unterschiedlichen Banken, ist der Bankkunde selbst für den Aus-
gleich über die Steuererklärung verantwortlich. Die Verlustbescheinigung für das laufende 
Jahr ist bis spätestens 15.12.2010 zu beantragen. Ob ein solcher Antrag für Sie sinnvoll ist, 
sollten Sie mit uns vorher besprechen.

•  Dauerhafte Aufbewahrung von Unterlagen zu den Einkünften aus Kapitalvermögen: Bis 
31.12.2008 wurden Zinsen, Dividenden und private Veräußerungsgewinne unterschiedlich 
besteuert. So blieben z. B. private Veräußerungsgewinne aus Aktien und Investmentfonds – 
außerhalb der einjährigen Haltefrist – steuerfrei. Zur Sicherung und zum Beweis der Höhe der 
Anschaffungskosten zum Kaufzeitpunkt sollten alle Kaufbelege von Wertpapieren sowie die 
Depotauszüge aufbewahrt werden. So kann auch in (ferner) Zukunft nachgewiesen werden, 
zu welchem Kaufpreis welches Wertpapier zu welchem Zeitpunkt erworben wurde. Dies ist 
insbesondere dann wichtig, wenn Wertpapiere vor dem 31.12.2008 gekauft wurden, deren 
Veräußerungsgewinne steuerfrei bleiben. Aber auch beim Wechsel der depotführenden Bank 
können diese Unterlagen erhebliche steuerliche Bedeutung haben.

Besten Dank für das 
uns im Jahr 2010 

entgegen gebrachte 
Vertrauen, 

frohe Weihnachten 
und ein gesundes 
und erfolgreiches 

neues Jahr!


